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Empfehlungen der Deutschen Gesellschaft für Kinder- und 

Jugendpsychiatrie, Psychosomatik und Psychotherapie e.V. (DGKJP)  

zum Fachgespräch der Kinderkommission des Deutschen Bundestages: 

„Mental Health (3. Teil): Belastungen von Kindern und Jugendlichen – 

Politische Handlungsoptionen: Was kann Politik konkret tun? Prävention, 

Versorgung, Systemstrukturen“ am 18. März 2026 

Ausgangspunkt 

Die mentale Gesundheit von Kindern und Jugendlichen in Deutschland ist beeinträchtigt: Ein 

Fünftel aller jungen Menschen zeigt Belastungen. Psychische Erkrankungen können 

maximale Auswirkungen auf Teilhabe im späteren Leben haben und jede zweite psychische 

Erkrankung Erwachsener beginnt vor dem 16. Lebensjahr. Der Bedarf an Kinder- und Jugend-

psychiatrischer, -psychosomatischer und -psychotherapeutischer Versorgung (KJPP) steigt. 

Notwendig sind Reformen in der Versorgung und wirksame Prävention. Knappe Fachkräfte 

und finanzielle Ressourcen müssen effektiver eingesetzt und Kooperationen zwischen den 

Systemen und Sektoren verbessert werden. Die Interventionen müssen an die Schwere der 

Belastung angepasst sein und es muss sichergestellt werden, dass schwer Erkrankte auch 

die notwendige Behandlung erhalten. Beeinflussbare Risikofaktoren für psychische 

Störungen müssen gezielter minimiert oder beseitigt werden. Evidenzbasierte Prävention 

muss systematisch etabliert werden. 

Empfehlungen 

1. Prävention 

• Prävention, die die Gefährdeten erreicht  

Frühe und evidenzbasierte Prävention kann viel Leid, Teilhabebeeinträchtigung und 

chronische Erkrankungen verhindern und damit auch Kosten sparen. Kindheit und 

Jugend finden zunehmend in institutionalisierten Räumen statt. Hier, in Kita und Schule, 

muss Prävention angesiedelt sein. Universelle Angebote sind ebenso notwendig wie 

evidenzbasierte zielgruppenspezifische Angebote. Angebote müssen über den 

Entwicklungsverlauf von Kindern und Jugendlichen kontinuierlich und themenspezifisch 

geplant werden. Entscheidend ist eine systematische Verankerung von 

Präventionsangeboten anstelle von einzelnen Projekten, trotz der grundsätzlich 

föderalen Zuständigkeit. Die Verbindung von Monitoring und Prävention auch im Rahmen 

von Bundesbehörden (BIÖG, RKI) muss intensiviert werden.  

• Im Sinne der Verhältnisprävention muss der Zugang zu Suchtmitteln für Kinder und 

Jugendliche erschwert werden, was differenzierte Lösungen (Preis, Werbeverbote etc.) 

je nach Suchtmittel erfordert. 
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• Kinderschutz auch in der digitalen Welt  

Nach der UN-Kinderschutzkonvention haben Minderjährige u.a. ein Recht auf Entwick-

lung, Gesundheit, Schutz vor Gewalt und Missbrauch, Privatsphäre, (valide) 

Informationen und (balancierte) Teilhabe. Das gilt auch in der digitalen Welt. Bei den 

aktuellen Debatten zur Teilhabe und Befähigung sollte auch der Schutzgedanke 

berücksichtigt werden. Die Regulierung von schädlichem Medienkonsum darf dabei nicht 

allein den Familien und Bildungs- und Erziehungseinrichtungen überantwortet bleiben, 

sondern es bedarf klarer gesetzlicher Vorgaben für die kommerziell motivierten Anbieter. 

2. Behandlung 

• Reformen in der Versorgung – nicht „mehr“, sondern „besser“  

Eine bessere Versorgung in der KJPP braucht  

- Stärkung ambulanter Versorgungsformen wie bei niedergelassenen Fachärzten nach 

der Sozialpsychiatrie-Vereinbarung für Kinder und Jugendliche oder den Psychia-

trischen Institutsambulanzen (PIA) gemäß § 118 SGB V, 

- Sicherung und Flexibilisierung der stationären Versorgung für schwer Erkrankte, 

- Ermöglichung innovativer Behandlungskonzepte in der KJPP durch Globalbudgets, 

- Verknüpfung der Modellvorhaben nach § 64b SGB V im Bereich Kinder und Jugend-

liche mit einem Kontrahierungszwang der Kostenträger, da sonst kaum Vorhaben 

entstehen. 

• Behandlung im Zusammenhang denken – Leistungsrecht anpassen  

Erfolgreiche KJPP muss an die Lebenswelten der Kinder anknüpfen und weitere 

Leistungserbringer einbeziehen, darunter den Öffentlichen Gesundheitsdienst (ÖGD), 

Krankenkassen, Kinder- und Jugendhilfe, Kitas und Schulen. Zielgerichtete Kooperation 

untereinander, die personelle wie finanzielle Ressourcen sinnvoll nutzt, muss 

entsprechend mit Anreizen versehen werden. Bedarfe und Angebote müssen 

systemübergreifend geplant werden. Die sektorale Logik der Sozialgesetzbücher muss 

aufgebrochen werden und systemische Lösungen müssen ermöglicht werden.  

• Telemedizin nutzen – Kinder nicht schlechter stellen als Erwachsene  

Psychisch kranke Kinder und Jugendliche sind i.d.R. in der digitalen Lebenswelt zu 

Hause. Daher sollten digitale Angebote persönliche Kontakte ergänzen. Bislang gibt es 

eine einzige digitale Gesundheitsanwendung (DiGA) für psychisch erkrankte 

Minderjährige. 

• Systematische Unterstützung suchtgefährdeter Kinder und Jugendlicher  

Angesichts steigender Bedarfe bei Entzugsbehandlungen und medizinischer Sucht-

rehabilitation braucht es eine aktuelle Bedarfsplanung und einen erheblichen Ausbau der 

Plätze.  

• Psychische Krisen und Notfallversorgung  

Die angestrebte Neuordnung der Notfallversorgung auch für Kinder und Jugendliche ist 

insgesamt zu begrüßen. Die etablierten Notfallstrukturen müssen in diesem Rahmen 

besser auch mit anderen Hilfestrukturen, wie etwa der Kinder- und Jugendhilfe, vernetzt 
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werden. Nur stabile Strukturen in der Kinder- und Jugendhilfe ermöglichen über akute 

Krisenbehandlung hinaus die Betreuung von Kindern und Jugendlichen mit schweren 

psychischen Erkrankungen. Schwache Kinder- und Jugendhilfestrukturen führen zu 

einem vermehrten Krisenaufkommen in der Kinder- und Jugendpsychiatrie als „letzter 

Wiese“. 

• Arzneimittelrechtliche Lösungen zum Off-Label-Use von Medikamenten in der KJPP 

Die meisten Arzneimittel im Bereich der KJPP sind off-patent. Durch entsprechende 

Register können sowohl die Arzneimittelsicherheit verbessert als auch bedingte 

Zulassungen ermöglicht werden. 

3. Rahmenbedingungen 

• Monitoring zur Kindergesundheit  

Um Bedarfe aufzuzeigen und Maßnahmen anzupassen müssen Basisdaten zur 

Gesundheit von Kindern und Jugendlichen kontinuierlich erhoben werden. Mit KiGGS ist 

die einzige umfassende Studie zur Gesundheit von Kindern und Jugendlichen im 

Jahr 2018 ausgelaufen. Das derzeitige Gesundheitsmonitoring des RKI beginnt bei 

16jährigen; für Kinder und Jugendliche läuft die Pilotstudie PINOKIJO. Bei der 

Konzeptionierung des bundesweiten Monitorings müssen aktuelle Lebensrealitäten (z.B. 

Konsum digitaler Medien) einbezogen werden. 

• Inklusive Kinder- und Jugendhilfe als Eingliederungshilfeträger für alle  

Das Inklusive Kinder- und Jugendhilfegesetz (IKJHG) war in der letzten Legislatur bereits 

auf einem guten Weg. Es sollte jetzt schnellstmöglich kommen, damit die Problematik 

der mehrfachbehinderten Kinder und Jugendlichen gelöst wird und unnötige 

„Verschiebebahnhofe“ zwischen den Systemen beendet werden. 

• KJPP in den Förderlinien des BMFTR  

Prävention psychischer Erkrankungen und Behandlung psychisch kranker Kinder und 

Jugendlicher müssen evidenzbasiert weiterentwickelt werden. Dazu ist Forschung 

unabdingbar. Die essentielle Bedeutung der (mentalen) Gesundheit von Kindern und 

Jugendlichen muss sich auch in den Förderlinien der Bundesregierung widerspiegeln. 

• KJPP als Pflichtfach in der Approbationsordnung  

KJPP braucht als wachsendes Fach dringend Nachwuchs an jungen Ärzt:innen. Daher 

wäre es von höchster Bedeutung, die KJPP als Pflichtfach in die Approbationsordnung 

aufzunehmen. 

• Kinderrechte im Grundgesetz  

Kinderrechte sollten ins Grundgesetz aufgenommen werden, auch damit alle Gesetzes- 

und Forschungsvorhaben systematisch auf ihre Auswirkungen auf Kinder und Jugend-

liche überprüft werden müssten. Derzeit werden ihre Bedürfnisse nicht mitgedacht. Das 

ist jedoch ressortübergreifend dringend notwendig. 
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Berlin, im März 2026 

Kontakt 

Deutsche Gesellschaft für Kinder- und Jugendpsychiatrie, Psychosomatik und 

Psychotherapie e. V. – DGKJP 

Geschäftsstelle 

Reinhardtstraße 27B | 10117 Berlin  

Telefon: +49 (0)30 28094386 | E-Mail: geschaeftsstelle@dgkjp.de 

Webseite: https://www.dgkjp.de 

Vertretungsberechtigter Vorstand: Prof. Dr. Michael Kölch (Präsident), Prof. Dr. Marcel 

Romanos (Stellvertreter), Prof. Dr. Tobias Renner (Stellvertreter) 


